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Kommunalabgaben Linke für engere 

Grenzen bei Ausbaubeiträgen  

Die Linke in Thüringen will enge zeitliche Grenzen bei der rückwirkenden Erhebung von 

Straßenausbaubeiträgen. Der kommunalpolitische Sprecher der Linke-Landtagsfraktion, 

Frank Kuschel, sagte am Mittwoch in Erfurt, solche Beiträge sollten maximal vier Jahre 

rückwirkend erlaubt sein. Die CDU-SPD-Landesregierung ist für deutlich längere Fristen. 

Laut einem von ihr dem Landtag vorgelegten Gesetzentwurf sollen Gemeinden das Recht 

erhalten, zunächst unbegrenzt und ab 2021 zwölf Jahre rückwirkend Beiträge von Anliegern 

zu erheben, an deren Grundstücken Straßen oder Abwasseranlagen neu errichtet 

beziehungsweise vollständig erneuert werden. 

Kuschel: Neuer Gesetzentwurf verfassungswidrig  

 
Frank Kuschel: Gesetzentwurf der Koalition ist verfassungswidrig. 

Der Gesetzentwurf - es handelt sich um die mittlerweile 13. Fassung des Thüringer 

Kommunalabgabengesetzes - ist nach Ansicht der Linken verfassungswidrig. Sie begründet 

diese Haltung unter anderem mit einem Urteil des Bundesverfassungsgerichts aus dem 

vergangenen Jahr, das eine ähnliche langfristige Regelung in Bayern als rechtswidrig 

eingeschätzt und nur eine maximal vierjährige Frist als zumutbar bezeichnet hatte. Angesichts 

dieses Urteils sei weder die von der Thüringer Landesregierung vorgesehene noch die derzeit 

in Thüringen bis zum Jahr 1991 geltende Rückwirkungsfrist haltbar, sagte Kuschel. 

Sollte das Gesetz in der kommenden Woche vom Landtag beschlossen werden, will die Linke 

jedoch nicht dagegen klagen. Kuschel verwies auf das Ende der Legislaturperiode im 

September. "Eine Klage nimmt längere Zeit in Anspruch", sagte er. Vielmehr setze er auf 

andere Mehrheitsverhältnisse im Landag nach der Wahl. 

Ausbaubeiträge seit langem umstritten  
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Neue Straßen bringen auch Anliegern etwas - sagt der Gesetzgeber und bittet diese zur Kasse. 

Die Erhebung von Anliegerbeiträgen zu den Kosten für den Bau von Straßen und 

Abwasseranlagen ist seit langen ein heftig umstrittenes Thema in Thüringen. Zahlreiche 

Gemeinden hatten seit 1990 auf deren Erhebung verzichtet, was allerdings gesetzwidrig ist. 

Städte und Gemeinden sind gehalten, alle Einnahmemöglichkeiten, zu denen Anliegerbeiträge 

gehören, auszuschöpfen.  

 

Im März 2011 hatte der Landtag in einer Novellierung des Kommunalabgabengesetzes den 

Kommunen auferlegt, für alle vor 2007 realisierten Straßenbauprojekte Beitragssatzungen zu 

beschließen und auf deren Grundlage Anliegerbeiträge zu erheben. Zu diesem Zeitpunkt 

hatten 170 Thüringer Kommunen keine solche Satzung. 

Zuletzt aktualisiert: 19. Februar 2014, 15:25 Uhr  

 


